
teiligung der Werktätigen in der Neuererbewegung, für 
den Anteil der Arbeiter an der Neuerertätigkeit, für 
den Grad der Benutzbarkeit der Neuererleistungen und 
für die ökonomischen Ergebnisse der Arbeit der Neue
rer. Zur Planung der Neuerertätigkeit verallgemeinert 
die Neuererverordnung die progressivsten Erfahrungen 
der Betriebe. Sie regelt die volle Nutzung des in der 
Neuererbewegung liegenden Potentials im Rahmen der 
betrieblichen Planung, die gezielte Orientierung der 
Neuererinitiativen durch Aufschlüsselung von Ziel
stellungen für die Arbeit der Neuerer und die Abrech
nung der Ergebnisse im sozialistischen Wettbewerb.

Förderung der kollektiven Neuerertätigkeit
Von besonderer Bedeutung für die allseitige und plan
mäßige Entwicklung der Neuererbewegung ist die För
derung der kollektiven Neuerertätigkeit. Das erfordert 
vor allem, das Instrument der Neuerervereinbarung 
noch wirksamer zu nutzen. Die Verordnung schafft da
für neue, bessere Bedingungen. Die Regelungen der 
§§ 13 bis 17 sind darauf gerichtet,
— die ganze Breite der planmäßigen Neuerertätigkeit 

für den Abschluß von Neuerervereinbarungen zu er
fassen, von der Durchführung wissenschaftlich- 
technischer Untersuchungen, dem Auffinden und 
Präzisieren von Aufgabenstellungen, der schöpferi
schen Lösung von Problemen bis zur Überleitung 
von Neuerungen in den jeweiligen Arbeitsprozeß,

— die Entwicklung der sozialistischen Gemeinschafts
arbeit zwischen Arbeitern und Angehörigen der In
telligenz durchzusetzen und das Schöpfertum der 
Neuerer zu fördern,

— die schöpferische Initiative der Arbeiterjugend und 
aller Jugendlichen als Neuerer im Rahmen der Be
wegung der „Messe der Meister von morgen“ zu ent
wickeln.

— die Rechte und Pflichten der Partner der Neuerer
vereinbarung exakter zu formulieren und die An
erkennung der Leistungen der Neuerer im Rahmen 
der Neuerervereinbarung wirkungsvoller zu ge
stalten.

Die Verordnung legt neue Voraussetzungen für den Ab
schluß von Neuerervereinbarungen fest. Hervorzuhe
ben sind die obligatorische Verteidigung der Neuerer
aufgaben vor einem sachkundigen Gremium (§ 13) und 
das Erfordernis der Zustimmung der zuständigen be
trieblichen Gewerkschaftsleitung zum Abschluß von 
Neuerervereinbarungen (§ 14 Abs. 4). Neu ist auch, 
daß Neuerervereinbarungen nur noch mit Kollektiven 
abgeschlossen werden dürfen, und zwar grundsätzlich 
mit solchen Kollektiven, in denen Arbeiter und Ange
hörige der Intelligenz in sozialistischer Gemein
schaftsarbeit Zusammenwirken. Damit wird die Bedeu
tung der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit in der 
Neuererbewegung unterstrichen. Neuerervereinbarun
gen können nur über solche Aufgaben abgeschlossen 
werden, die nicht zu den Arbeits-, Dienst- oder Stu
dienaufgaben der Werktätigen des Betriebes gehören.

Differenzierte Regelung der Formen 
der Neuerertätigkeit
Die Neuererverordnung bringt eine differenzierte Re
gelung der Formen der Neuerertätigkeit. Sie unter
scheidet klarer als die bisherigen Regelungen zwischen 
Neuerervereinbarungen (§§ 13 bis 17) und Neuerervor
schlägen (§§ 18 bis 20). Damit wird überwunden, daß 
Neuerervereinbarungen schematisch nach den Vor
schriften über Neuerervorschläge bearbeitet werden.
Die Verordnung enthält eine neue Definition des Neu

erervorschlages, die eine wichtige Weiterentwicklung 
des Neuererrechts darstellt. § 18 charakterisiert den 
Neuerervorschlag ausschließlich durch die wesentlichen 
Merkmale, die für alle Neuerervorschläge charakteri
stisch sind, und verzichtet vollständig darauf darzule
gen, auf welchen Gegenstand sich einzelne Neuerervor
schläge beziehen können (z. B. Maschinen, Geräte usw.) 
oder welche Gebiete der Arbeit sie betreffen können 
(Investitionstätigkeit, Gesundheits- und Arbeitsschutz 
usw.)/20/. Die Verordnung sieht die Definition des 
Neuerervorschlags auch nicht mehr als Charakteri
sierung der Neuerertätigkeit schlechthin an, so wie das 
in der Neuererverordnung vom Juli 1963 der Fall war. 
Die eingehende Regelung der Bearbeitung von Neuerer
vorschlägen beweist die große gesellschaftliche Bedeu
tung der Neuerervorschläge. Die Mehrzahl der Neuerer 
wird gegenwärtig durch eingereichte Neuerervor
schläge wirksam. Neuerervorschläge sind Ausdruck 
eines hohen Verantwortungsbewußtseins der Werktä
tigen und ihrer dem sozialistischen Charakter der Ar
beit entsprechende Initiative. Deshalb kommt es dar
auf an, das Einreichen von Neuerervorschlägen plan
mäßig zu fördern, die Neuerertätigkeit „in ihrer ganzen 
Vielfalt und Breite zu entwickeln und den großen 
Ideenreichtum der Arbeiter, Angestellten und Angehö
rigen der Intelligenz, der Frauen und Jugendlichen um
fassend auszuschöpfen“ ./21/
Dazu gehört auch das sorgfältige Auswerten von Ideen 
und Anregungen der Werktätigen, die eine Aufgaben
stellung zum Inhalt haben. Die Neuererverordnung ent
hält hierzu erstmalig Regelungen (§ 21). Damit werden 
positive Erfahrungen von Betrieben verallgemeinert. 
Die Verordnung macht sichtbar, daß das Unterbreiten 
von Aufgabenstellungen, auch wenn sie noch keine Lö
sungen zeigen, wesentliche Merkmale der Neuerertätig
keit aufweist. Ideen und Anregungen sind vor allem 
auf Probleme der sozialistischen Rationalisierung ge
richtet. Sie sind Ausdruck schöpferischer Initiative 
der Werktätigen, Ausdruck der sozialistischen Demo
kratie. Da sie aber keine Lösungen zum Inhalt haben, 
unterscheiden sie sich wesentlich von Neuerungen. Des
halb finden die Bestimmungen der Neuererverordnung 
über Neuerungen und Erfindungen auf die Ideen und 
Anregungen keine Anwendung.

Gestaltung und Sicherung der Rechte der Neuerer
Die Neuererverordnung geht strikt von der Aufgaben
stellung des VIII. Parteitages der SED aus, „daß über
all im täglichen Leben die Einhaltung des sozialisti
schen Rechts und die bewußte Disziplin zur festen Ge
wohnheit der Menschen werden“ und daß alle Staats
und Wirtschaftsfunktionäre „konsequent die Gesetzlich
keit einhalten“/22/.
Gleichzeitig ist es ein besonderes Anliegen der Verord
nung, die Rechte der Neuerer umfassend zu gestalten 
und zu sichern. Diese Rechte werden wesentlich detail
lierter geregelt als früher und erweitert. Das wird vor 
allem in den §§ 22 bis 28 sichtbar. Die dort getroffenen 
Regelungen machen besonders die Übereinstimmung 
der Interessen der Neuerer mit den gesellschaftlichen 
Interessen deutlich. Sie sind darauf gerichtet, ein den 
gesellschaftlichen Erfordernissen entsprechendes Han
deln der Neuerer und der Leiter zu fördern, insbeson
dere schnelle und sachgemäße Entscheidungen zu si
chern sowie die planmäßige und umfassende Nutzung

/20/ Vgl. dagegen § 2 der Verordnung über die Förderung und 
Lenkung der Neuererbewegung (Neuererverordnung) vom 
31. Juli 1963 (GBl. S. 525) i. d. F. der Änderungsverordnung zur 
Neuererverordnung vom 7. Juni 1967 (GBl. II S. 392 ff.).
/21/ Beschluß des Präsidiums des Bundesvorstandes des FDGB, 
Beilage zur Tribüne Nr. 8 vom 12. Januar 1972, S. 2.
122/ Entschließung des VIII. Parteitages . . ., a. a. O., S. 31.
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